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Einleitung .

1. Die Arbeiten des Reichstages .

Ein „außerordentlich arbeitsreicher Tagungsabſchnitt “ liegt nach
den Worten des Reichstagspräſidenten hinter uns , ein Tagungs⸗

abſchnitt , der für manche Mitglieder nur durch eine kurze Pauſe

gegenüber dem Vorjahr unterbrochen worden iſt. Tagten doch nahezu
den ganzen Sommer und Herbſt hindurch zwei große Kommiſſionen :

für die Reichsverſicherungsordnung und für die Strafprozeßordnung .
In dieſen Kommiſſionen iſt eine ungemein große Arbeit im all⸗

gemeinen und von den Zentrumsabgeordneten im beſonderen geleiſtet
worden . In der Strafprozeßordnungskommiſſion ( Vorſitzender : Abg .
Wellſtein ) trugen die Hauptlaſt der Arbeit die Abgg . Engelen , Groeber ,
Dr . MayerKaufbeuren , Schwarze - Lippſtadt und Dr . Spahn ; in der

Kommiſſion für die Reichsverſicherungsordnung , die den umfang⸗
reichſten Bericht ſeit Beſtehen des Reichstages erſtattete , machten ſich
beſonders verdient die Abgg . Becker - Arnsberg , Dr . Fleiſcher , Herold ,
Dr . Hitze , Irl , Nacken , Schirmer und Trimborn ; vorübergehend
gehörten der Kommiſſion auch andere Zentrumsmitglieder an . Der

arbeitsreiche Vorſitz der Petitionskommiſſion , die ungemein viele

Berichte erſtattete , lag in den Händen des Abg . Dr . Belzer . Die

Kommiſſion hatte in dem erſten Abſchnittt der laufenden Seſſion
1909/11 von 719 eingegangenen Petitionen 352 erledigt , wobei be⸗

rückſichtigt werden muß , daß die Kommiſſion ſich erſt im Januar
1910 konſtituierte und der Reichstag ſchon Anfang Mai 1910 ver

tagt wurde . Zu dem Reſt von 367 Petitionen kommen 775 neue

Eingänge , ſo daß die Kommiſſion im zweiten Abſchnitt der laufenden

Seſſion ( 22 . November 1910 bis 31 . Mai 1911 ) die ſtattliche Zahl
von 1142 Eingaben zu bearbeiten hatte . Erledigt wurden hiervon

durch Ueberweiſung an den Reichskanzler 378 , durch Uebergang zur

Tagesordnung 63 , Ueberweiſung an andere Kommiſſionen 15 , für
erledigt wurden erklärt 5, für ungeeignet zur Erörterung im Plenum
518 , zuſammen 979 Petitionen . Als Reſt ſind geblieben nur 163

Petitionen , deren Verabſchiedung in der Herbſttagung mit Beſtimmt
heit zu erwarten iſt . Die Kommiſſion hat 80 ſchriftliche und 6 münd
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liche Berichte an das Plenum erſtattet ; die Erledigung der Arbeiten

erforderten regelmäßig zwei Sitzungen in der Woche . In der

Budgetkommiſſion wie in den zahlreichen anderen Kommiſſionen ( fürf

herkommiſſion, , für Schiffahrtsabg aben uſw
von Zentrum

odaß man ger ade
ie Hauptarbeit

deutſamen erabſchiedet worde

ſelbſt von um ſo tief

5 Volk . An der Spitze ſ

— en die R zeich
) em dazu gehö
it die Verfa
nur enger an Der

Friedenspräſen
ausbaut . Als Schlußf

—
für Elſaß die das 9

ind binden wird und das Geſetz über die

e„ welches Lücken in der Heeresorganiſation
n der Reichsfinanzreform darf die Annahme

der Reichszuwa euer bezeichnet werden . Dieſe vier Geſetze
wiegen an Gehalt ſo ungemein ſchwer , daß eine ganze Legislatur
periode ſich damit ſehen laſſen könnte . Die Beratung der Straf

prozeßordnung konnte nur begonnen werden ; ob ſie im Herbſt
zur Verabſchiedung gelangt , iſt noch ungewiß ; ebenſo blieben uner —

ledigt die Entwürfe über Errichtung von Arbeitskammern , Heim
arbeiterſchutz , Schiffahrrtsabgaben , Kurpfuſchergeſetz und Kolonial —

gerichtshof dritter Inſtanz . Im Herbſt werden noch einige dieſer
Geſetze zur Verabſchiedung gelangen.

Die Zentrums reaktion hat in dieſem Abſchnitt drei ältere Mit⸗

glieder burch den Tod verloren : der brave Alois Schmid - Immenſtadt ,
der ſeit 1893 ſeinen Heimatswahlkreis vertrat und ein äußerſt gewiſſen
hafter Reichstagsbeſucher auch in der diätenloſen Zeit war , ſtarb an

den Folgen eines vor Jahren in Berlin erlittenen Unfalles ; bei der

Erſatzwahl ging
ſei

Mandat an die Nationalliberalen über , da deren

Kandidat
ſich durch beſtimmte die Unterſtützung der Sozial

demokraten geſichert he Zentrum konnte ſeine Stimmenzahl
halten , die Sojialdemot elt aber einen Zuwachs von 2000

Stimmen .
6 Oſten P der Kreis Allenſtein durch

den Tod de Hirfſchberg , der ſeit 1903 dem Reichstag
angehörte , frei, zu ſeinem Nachfolger wurde der Rittergutsbeſitzer
Orlowski gewählt Am Tage der Vertagung des Reichstags ver

ſchied örf Alintsgerichtsrat Geheimer Juſtizrat Kirſch , der

eit rſtadt im Reichstage vertreten hatte , ein äußerſt
beliebtes und arbeitsfreudiges M 8

Fraktion , Dr . Frhr . von Hertling , der

iten . erkrankte Mitte März an
ie aber hielt er ſich aufrecht , um noch dem
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Jubiläum der Partei beiwohnen zu können und die programmatiſche

Feſtrede zu W Es ſei auf die ſehr intereſſante Schrift :

Vierzig Ja hre Zentrum . Verlag der Germania , ver⸗

wieſen . ) Die Anſtrengung war zu groß und eine höchſt gefährliche

Lungenentzündung trat hinzu . Mehrere Tage ſchwebte 92 beliebte

Vorſitzende zwiſchen Tod und Leben . Die Anteilnahme der Zentrums
wäh lerſchaft aller Kreiſe war eine ungemein lebhafte . Der Fraktions⸗

vorſitzende erholte ſich raſch und wird im Herbſt
wieder die Leitung

übernehmen ; während der Erkrennkentg
leitete der zweite Vorſitzende ,

Prälat Dr . Schädler
F

gu ch ler zwei „ Fraktionskriſen “

nerwähnt bleiben dürfen, da ſie die Oeffentlichkeit lebhaft
beſchäftigten. Somdeit die Angelegenheit des Abg . Dr . Heim in Be

tracht kommt , ſo darf dieſe als erledigt angeſehen werden ; ſie trug

einen mehr perſönlichen als politiſchen Charakter . Anders ſteht es

mit der Angelegenheit Dr . Spahn - Warburg , der an Stelle des

beliebten Abg . Schmidt Warburg in den Reichstag gewählt wurde ,

nachdem er durch Brief vom 13 . Juli 1910 ſich als Kandidat angeboten
hatte , um die „ Fraktion in den reichsländiſchen Angelegenheiten be

raten zu können . “ Die Kandidatur Dr . Spahn - Warburg rief in

den weiteſten katholiſchen Kreiſen und in der Zentrumswählerſchaft
Bedenken hervor . ( Siehe die Schrift : Eine Gewiſſensfrage : Iſt Martin

Spahn ein Zentrumsmann ? von Graf von Oppersdorff .
Verlag von C. Heymann in Berlin . ) Der Fraktion lag bei ihrem

Zuſammentritt ein Antrag vor , den Abgeordneten Dr . Spahn - War⸗
burg nicht in die Fraktion aufzunehmen . Der Vorſtand hat ſich in

zehn Sitzungen zu je drei bis vier Stunden Dauer mit der Frage
befaßt . Die Fraktion ſelbſt hielt am 9. Dezember 1910 eine vier

ſtündige Sitzung ab, in der ſich 49 Abgeordnete für die Aufnahme
erklärten . ( Die Geſamtfraktion zählt 106 Mitglieder . ) Die Mehrheit
der Anweſenden war für die Aufnahme . Gleichzeitig mit der Auf —

nahme wurde folgende Erklärung publiziert :

„ Nachdem Abg . Dr . Spahn ſein Bedauern über die vor

12 Jahren zu dem Grafen Hoensbroech angeknüpften Beziehungen
ausgeſprochen und bezüglich der beanſtandeten literariſchen Kund

gebungen befriedigende Erklärungen abgegeben hatte , betrachtet die

Fraktion die gegen ſeine Aufnahme erhobenen Bedenken als aus —

geräumt . “

Dieſe Erklärung wurde der Preſſe übergeben ; man ſah allſeitig
die damit als erledigt an . Kaum aber war die

Fraktion in die Weihnachtsferien gereiſt , da erſchien im „Elſäſſer “
( Nr . 562 v. 15 . Dez. 1910 ) eine vom Abg . Dr . Spahn gegebene
Mitteilung , in welcher es über die Vorgänge bei der Aufnahme

Spahns gegenüber den vorgebrachten Bedenken hieß :
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„Ich hatte nur den Sachverhalt richtig zu ſtellen und konnte dann der
Fraktion das Arteil über das Verfahren des Grafen Oppersdorff getroſt über⸗
ſaſſen . Weder hatte ich beim Eintritt in die Reichstagsfraktion Meinungen abzu⸗
lchwören , die ich bisher vertreten hatte — keine politiſchen und keine wiſſenſchaft⸗
lichen — noch wäre ich der Mann , der ſich auf dergleichen Anmutungen , wenn
ſie mir gemacht worden wären —ich rechne auch Zuſicherungen für die Zukunft
dazu — einließe . Es cgehört die ganze Verbitterung und Unanſtändigkeit des
heutigen Parteikampfes dazu , um einem politiſchen Gegner dergleichen zuzutrauen
und zum Belege dafür ohne Nachprüfung Auszüge aus einer Broſchüre von der
Art der Oppersdorffſchen abzudrucken . Die Möglichkeit dazu bekamen die liberalen
Zeitungen dadurch , daß die Broſchüre in der vorigen Woche in die Oeffentlichkeit
geworfen wurde . Dieſer Schritt des Grafen kam unerwartet . Meine Fraktion
hat daraufhin gemeint , durch einen beſonderen Beſchluß vor der Oeffentlichkeit
ausdrücklich dafür einſtehen zu müſſen , daß ſie ſich auf meine ihr übermittelten
Erläuterungen hin von der Hinfälligkeit der Angriffe jener Broſchüre überzeugt
hat . Das und nichts anderes iſt der Sinn jener Worte des Beſchluſſes , wonach
ich über die beanſtandeten literariſchen Kundgebungen befriedigende Erklärungen
abgegeben hätte und die Zentrumsfraktion damit die Bedenken gegen meine Auf —
nahme für ausgeräumt betrachte . “

Dieſe Erklärung iſt in ihrem ganzen Grundton und in den

einzelnen Behauptungen unzutreffend ; ſie rief allgemeinen Unwillen
in der Zentrumsfraktion hervor . Sofort in der erſten Sitzung nach
Neujahr wurde einſtimmig beſchloſſen , die ganze Angelegenheit aufs
neue dem Vorſtande zu unterbreiten und zwar mit der Motivierung ,
„ daß dieſe Erklärung es zweifelhaft erſcheinen läßt , ob der vor Weih —
nachten gefaßte Beſchluß aufrecht erhalten bleiben kann “ . Die Er⸗

klärung im „Elſäſſer “ wurde ohne jeden Widerſpruch als „aufgelegte
Unwahrheit “ bezeichnet. Der Vorſtand beriet am 11 . und 12 . Januar
über dieſe Frage und unterbreitete am Donnerstag , den 12 . Januar ,
der Geſamtfraktion folgende Erklärung :

„Mißverſtändlichen Auffaſſungen gegenüber , hält die

Fraktion an ihrer Erklärung vom 9. Dezember 1910 feſt . “

Dieſe Erklärung wurde einſtimmig und ohne jede Debatte an⸗

genommen und beſchloſſen , ſie der Oeffentlichkeit zu übergeben . Damit
war für die Fraktion die Angelegenheit erledigt .

2. Die Stellung der Parteien .

Einige Zeit nach dem Erſcheinen der Borromäus - Enzyklika ( am
8. Juli 1910 ) zeigte Abg. Erbprinz von Hohenlohe - Langen —
burg an , daß er ſeine Stelle als zweiter Vizepräſident des Reichstags
niederlege ; er begründete ſeinen Rücktritt u. a. folgendermaßen :

„ Der beim Beginn der Tagung gerechtfertigte Verſuch , durch
den die Möglichkeit einer Wiederannäherung offengehalten werden

ſollte , iſt gegenſtandslos geworden und damit der innere Grund für
meinen damaligen Eintritt in das Präſidium fortgefallen . Glaubte

ich in dieſer Entwicklung der Dinge an und für ſich noch keinen

zwingenden Grund zur Niederlegung des einmal übernommenen
Amtes erblicken zu müſſen , ſo erhob ſich dagegen angeſichts des Inhalts
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und der Wirkungen der Borromäus - Enzyklika für mich die Frage ,
ob in der nun entſtandenen Lage die Fortdauer meiner Zugehörigkeit
zu einem Präſidium , wie es ſich durch die parteipolitiſche Verbindung
ſeiner Beſtandteile darſtellt , mit den Grundſätzen vereinbar iſt , die

mich bisher im öffentlichen Leben geleitet haben .
Ich muß dieſe Frage nach gewiſſenhafter Prüfung der erwähnten

Tatſachen verneinen und beehre mich deshalb ergebenſt zu erklären ,

daß ich hiermit das Amt eines zweiten Vizepräſidenten des Deutſchen
Reichstages niederlege . “

Im Reichstag ging beim Zuſammentritt im November die Erſatz —
wahl glatt von ſtatten ; die Reichspartei ſtellte als Kandidaten den

1907 in den Reichstag eingetretenen Abg . Schulz , der von der

Rechten und dem Zentrum gewählt wurde und ſeines Amtes mit

hoher Geſchicklichkeit waltete .

In dem Verhältnis der einzelnen Parteien zueinander trat
keine Aenderung ein ; nur die Fabel vom „ ſchwarz - blauen Block “

iſt heute endgültig zerſtreut , da in dem ganzen Seſſionsabſchnitt auch

nicht ein einziges Geſetz nur durch Zentrum und Rechte zuſtande kam ;
die Verfaſſung für Elſaß - Lothringen iſt vielmehr gegen die Stimmen

der Konſervativen und der Wirtſchaftlichen Vereinigung angenommen
worden , während die liberalen Parteien allen großen Geſetzen dieſer
Seſſion zuſtimmten . Das Zentrum ſtand bei allen Arbeiten auf der
vollen Gleichberechtigung aller Parteien ; es ſucht nie eine Richtung
auszuſchließen , hat nie gegen die Heranziehung einer Partei Wider —

ſpruch erhoben ; es hat vielmehr alle ſeine Forderungen durch das

Gewicht ihrer Gründe vertreten . Wie das Zentrum allen bedeutſamen
Geſetzen dieſer Tagung zuſtimmte , ſo hat es auch die Ausſchließung
irgendeiner Partei abgelehnt ; es wehrt ſich gegen die eigene Aus —

ſchließung .
Zwiſchen Konſervativen und Nationalliberalen iſt der Gegenſatz

noch ſchärfer hervorgetreten als zuvor und zwar war es beſonders
der Abg . Baſſermann und ſeine Gruppe , die von einer Zuſammen —
arbeit wenig wiſſen wollten . Der linksſtehende jungliberale Flügel
ſuchte immer wieder große Werke zu Fall zu bringen , namentlich die

Reichsverſicherungsordnung . Die Abſicht war klar zu erklären : das

deutſche Volk ſollte nur einen „ Berg von Scherben “ ſehen, wie der

freiſinnige Abg . Dove meinte , damit man in der Wahlagitation ſagen
könnte , daß „dieſer Reichstag “ nur neue Steuern dem Volke auf —

erlegen könne , aber ſonſt nichts zu leiſten imſtande ſei . Die Jung
liberalen haben ſich daher immer wieder mit den Linksliberalen ver
bunden , ſind aber ſchließlich doch unterlegen . Die Nationalliberalen
haben ſämtliche großen Geſetze miterledigt und ſind ſogar für die

Zuwachsſteuer geſchloſſen eingetreten , obwohl dieſe den Schlußſtein
der Reichsfinanzreform darſtellt . Es hat ſich auch hier der alte Satz
bewahrheitet , daß poſitive Mitarbeit die Parteien immer wieder zu
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ſammenführt und eine gemeinſame Baſis finden läßt , daß aber der

gewollte Ausſchluß einer Partei zu Erbitterung und ſcharfen Kämpfen
führt .

Die fortſchrittliche Volkspartei nahm dieſen Winter ſchon ge
waltige Rückſicht auf den bevorſtehenden Wahlkampf , brachte „ Popu
laritätsanträge “ ein und fühlte ſich immer wohler in der Rolle des

Vaſallen Sozialdemokratie . Freilich muß erwähnt werden , daß
eine Reih 838 Abgeordneter dieſes Spiel nicht mitmachte und

ſo kam es , daß bei den meiſten großen Geſetzen die Partei zu nahe —

zu gleichen Teilen geſpalten war . Feſtgeſtellt muß auch werden , daß
die Volkspartei erſtmals für eine Militärvorlage ſtimmte trotz der

Bindung auf fünf Jahre , und daß ſie nicht einmal einen Verſuch auf

Kürzung der Militärvorlage machte .
Die Sozialdemokratie hat durch den Tod des Abg . Singer ihren

parlamentariſchen Führer verloren ; ſeine Stelle nimmt nunmehr der

Abg . Molkenbuhr ein . Da Bebel infolge von Krankheit ſich zurück —
halten muß , tritt der badiſche Reviſioniſt Dr . Frank immer mehr in

den Vordergrund . Der Führer des badiſchen Großblocks hat auch

vor Unterredungen mit Miniſtern keinen Abſcheu und findet den Weg
in den Bundesratsſaal und die Wilhelmſtraße ganz gut ; daß
er aber hier empfangen wird , hat in den Reihen der Konſervativen

ungemein verbittert und die auffallend ſcharfe Rede des Abg . von

Oldenburg ausgelöſt .
Die Regierung iſt durch die Art der Erledigung der Geſchäfte

davor geſichert , daß man ſie fernerhin als „Hörige “ des nicht vor⸗

handenen „ſchwarz - blauen Blocks “ anſpricht ; im Gegenteil . Ihre
vielen Bemühungen auf Heranziehung der Nationalliberalen zur Mit

arbeit waren nicht vergebens geblieben . Daß der Staatsſekretär

Delbrück ſo weit ging und den Sozialdemokraten bezeugte , daß ſie

bei der Reichsverſicherungsordnung mit „ritterlichen Waffen “ gekämpft
hätten , war nicht geboten und kann mehr als ein „falſcher Zungen —
ſchlag “ angeſehen werden . Man gewinnt aus dem ganzen Verhalten
der Regierung den Eindruck , daß ſie ſich alles für die Zeit nach den

Neuwahlen vorbehält . Das Zentrum konnte dies ſtets beobachten
und hat danach auch ſein Verhalten eingerichtet , indem es ſich bei

der Stellungnahme zu allen Fragen nur von rein ſachlichen Er

wägungen leiten ließ .
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